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Christoph Rass wurde 2001 an der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der 
RWTH Aachen mit einer Untersuchung zur Sozialgeschichte der Wehrmacht 
promoviert und habilitierte sich dort 2007 mit einer Studie zu organisierter 
Arbeitsmigration. Nach der Verwaltung der Professur für Neueste Geschichte 
an der Universität Osnabrück seit 2011 wurde er 2015 zum Professor für Neu-
este Geschichte und Historische Migrationsforschung ernannt. Zu seinen 
Forschungsschwerpunkten zählen, neben der Geschichte von Migration und In-
tegration, die Institutionengeschichte sowie die Geschichte des „Dritten Reiches“ 
und des Zweiten Weltkrieges. 

„

“
Zwischen 1933 und 1945 geriet die IHK, wie 
die erdrückende Mehrzahl der Organisationen 
und Institutionen, die ins „Dritte Reich“ hin­
einwuchsen, zum Erfüllungsgehilfen national­
sozialistischer Politik und Herrschaftspraxis. 

Der folgende Beitrag gibt einen ersten kriti­
schen Überblick über die Geschichte der IHK 
in dieser Zeit und berührt dabei die wichtigs­
ten Aspekte institutioneller Entwicklung sowie  
zentrale Handlungsfelder der Kammerarbeit. Er 
untersucht den Umbruch im Jahr 1933, die An­
passungen der IHK in der Folgezeit und die 
Einbindung bzw. Beteiligung von Personen, die 
im Namen der Kammer handelten. 

Dabei lässt sich eine IHK beobachten, die zwi­
schen Anpassungsdruck von außen und Trans­
formation von innen sehr rasch ihren Platz im 
NS-Wirtschaftssystem findet, dort eine wach­
sende Zahl von Aufgaben übernimmt, während 
ihre Führungsspitze durchaus einen beträchtli­
chen Machtzuwachs erlebt. Die IHK, ab 1942 
mit der HWK zur Wirtschaftskammer vereint, 
ist schließlich von der „Entjudung der Wirt­
schaft“ bis zur Organisation von Zwangsarbeit 
und Kriegswirtschaft Teil des NS-Herrschafts- 
bzw. -Verwaltungsapparates und hat ihre ei­
gentliche Funktion wirtschaftlicher Selbstver­
waltung und Interessenvertretung gänzlich 
verloren.

DIE VOLLVERSAMMLUNG DES BEIRATS IST HEUTE NACH 
EINFÜHRUNG DES FÜHRERPRINZIPS NICHT MEHR DASSELBE  
WIE EHEDEM. [ ... ] SIE [HABEN] DIE HOHE UND HEILIGE 
VERPFLICHTUNG [ ... ] ÜBERNOMMEN, IHR GANZES KÖNNEN [ ... ] 
AUFZUBIETEN, UM DEN NEUEN WEGEN NATIONALSOZIALIS­
TISCHER WIRTSCHAFTSAUFFASSUNG DIE BAHN FREIZUMACHEN.
IHK-PRÄSIDENT GUSTAV HAGEN, 1935
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handels- und Zollfragen sowie der Wunsch nach 
einer Stabilisierung der politischen Verhältnisse. 
Dennoch gerieten auch jetzt längerfristige Pers­
pektiven der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
nicht aus dem Blick, wie Überlegungen zur Ems­
landerschließung in den späten 1920ern ebenso 
wie die fortlaufende Planung zum Ausbau der 
Aus- und Fortbildungsschulen in der Region un­
terstreichen.4 

In dieser Szenerie voller Verunsicherung begrüßte 
die IHK den Übergang des Präsidialkabinetts unter 
Reichskanzler Franz von Papen zu einer aktiven 
Konjunkturpolitik durch eine von Reichspräsident 
Hindenburg am 4. September 1932 in Kraft gesetz­
te Notverordnung. Immerhin stellte der neue wirt­
schaftspolitische Kurs antizyklische Investitionen 
und Kreditoptionen in Aussicht.5 Dabei positio­
nierte man sich im Einvernehmen mit dem Deut­
schen Industrie- und Handelstag mit dem Ruf nach 
innenpolitischer Stabilität, staatlichen Investitio­
nen zur Krisenüberwindung und einer zentralen 
Rolle in weitgehender Freizügigkeit erbrachter 
„privater Unternehmerleistung“. Zugleich aber tau­
melte Deutschland, getragen von politischer Pola­
risierung und Radikalisierung, bereits einer Kata-
strophe entgegen, die Wählerinnen und Wähler 
1932 / 33 von Urnengang zu Urnengang herauf­
beschworen.6

„Machtergreifung“  
und Machtwechsel 
Die Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler 
am 30. Januar 1933 fand auch in Osnabrück ihren 
Widerhall in einem Auftrumpfen der örtlichen Na­
tionalsozialisten, die sich nun an die Durchsetzung 
und Sicherung ihrer Herrschaft machten.7 Gewalt­
akte gegen die politische Opposition, Aufmärsche 
und Fackelzüge als Gesten der Macht und Drohung 
gegen die zu Gegnern Erklärten bestätigten 
schlimmste Befürchtungen: Für Ruhe und Ord­
nung schienen die Nazis nicht zu stehen. Viele Un­
ternehmer standen diesem Treiben durchaus ambi­

Christoph Rass

Zu Beginn der 1930er Jahre musste es Präsidium 
und Führungsmannschaft der Industrie- und Han­
delskammer ebenso wie den Unternehmerinnen 
und Unternehmern des Kammerbezirks vorkom­
men, als würden Krise(n) und Krisenmanagement 
nie mehr enden.1 Der Erste Weltkrieg hatte mitten 
in eine lang anhaltende Wachstumsphase ge­
schnitten, eine auszehrende Kriegswirtschaft her­
vorgebracht und schließlich in eine Niederlage 
gemündet, die politische und gesellschaftliche Ver­
hältnisse in Deutschland umwälzte. Die erste deut­
sche Republik war, von vielen ungeliebt, mit man­
chen Belastungen, Verunsicherungen und für viele 
Firmen durchaus existenzbedrohenden Verwerfun­
gen gestartet, hatte sich Mitte der 1920er Jahre, 
den „Goldenen Zwanzigern“, kurz gefangen, um 
dann in die Weltwirtschaftskrise zu stürzen. Eine 
fundamentale Erschütterung des Bankensektors, 
steigende Arbeitslosigkeit, schwindende Umsätze 
und eine scheinbar hilflose Wirtschaftspolitik ge­
paart mit der Erosion demokratischer Verhältnisse 
verhieß wenig Gutes für das nun anbrechende 
Jahrzehnt.2

Gleichwohl hatten sich Präsidium und Unterneh­
merschaft durchaus bemüht, in ihrem Sinne Wirt­
schaft nicht nur zu verwalten, sondern gestaltend 
auf die Verhältnisse zu wirken. Nachdem sich die 
Handelskammer Mitte der 1920er Jahre erst in Fra­
gen der Verkehrsplanung und der Ausweitung von 
Industrie- und Gewerbegebieten einbrachte, wurde 
mit Ausbau des Flugplatzes Netterheide in Osna­
brück, dem Kanal- und Hafenbetrieb oder strategi­
schen Planungen zu Schienen- und Straßenver­
kehr später die interregionale Vernetzung zum 
Thema. Spätestens 1928 aber nahm die Wirt­
schaftskrise den Kammerbezirk in ihren Griff. 
Rasch erlangte die Suche nach politischen und un­
ternehmerischen Antworten Priorität und drängte 
die zeitgleich laufende Debatte um eine Länder- 
bzw. Gebietsreform in den Hintergrund, die für die 
IHK mit Blick auf die Arrondierung ihres Wirt­
schaftsraums zuvor große Relevanz besessen 
hatte.3 In den Vordergrund rückten nun Erwerbs­
losigkeit, Steuer-, Preis- und Lohnpolitik, Außen­
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‹ �Jubiläum im Zeichen des Nationalsozialismus: 
IHK-Präsident Gustav Hagen spricht zum 75jährigen 
Bestehen der Kammer im Jahr 1941.
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Aufmarsch am Tag 
der nationalen  

Arbeit: IHK-Mit- 
glieder sollten  
sich Gruppe 7  

anschließen.

es“ durch den Reichstag im März 1933 eher abwar­
tend verhalten zu haben.9 

So stellte sich die Osnabrücker Kammer in ihrer Voll­
versammlung am 28. Februar 1933 noch vollmundig 
hinter den wirtschaftspolitischen Kurswechsel der 
Regierung von Papen. Auch bestätigte man auf An­
trag bei den nach den Kammerwahlen im November 
des Vorjahres anstehenden Gremienwahlen das ge­
samte Präsidium unter Kammerpräsident Stolcke so­
wie – nahezu ohne jede Veränderung – die Ausschüs­
se. Allerdings bemühte sich Syndikus Benno Manns 
bei seinem folgenden Vortrag über „Rationalisierung“ 
bereits um eine vorsichtige Positionierung. Einleitend 
zitierte der Redner den Aufruf des „stellvertretenden 
Kanzler des deutschen Reiches“ zu einer „Kulturwen­

valent gegenüber. Größere Firmen waren schließlich 
eine Zielscheibe antikapitalistischer Rhetorik im 
Parteiprogramm der NSDAP. Gerade aber der Ein­
zelhandel, von der Wirtschaftskrise und der Kon­
kurrenz der Warenhäuser geschwächt, mochte sich 
von den neuen Machthabern durchaus den Schutz 
seiner Interessen versprechen.8 Jüdischen Unterneh­
mern konnte nach Jahren antisemitischer Propag­
anda das Heraufziehen des „Dritten Reiches“ indes 
nichts Gutes bedeuten. Entsprechend vielschichtig 
müssen die Regungen unter den Mitgliedsunterneh­
men der IHK zu Beginn des Jahres 1933 gewesen 
sein. Die Kammer selbst scheint sich unter dem Ein­
druck der Tumulte in Osnabrück zwischen der 
„Machtergreifung“, den erneuten Reichstagswahlen 
und der Verabschiedung des „Ermächtigungsgesetz­
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„Der Nationalsozialismus bestimmt den aus 
der nationalen Revolution hervorgegangenen 
Staat. Er will die Wirtschaft und ihre Vertreter 
mit dem Ethos des 
neuen Staates er­
füllen und in der 
Wirtschaft wieder 
die Begriffe von 
Ehre, Pflicht, Ver­
antwortung und 
Kameradschaft­
lichkeit mehr zur 
Geltung bringen, als 
das früher der Fall 
war. Darum sind 
den Kammern und 
den berufsständi­
schen Organisationen mehr Machtmittel ge­
gen Außenseiter und Übelwollende zur Ver­
fügung gestellt. 

Diese Arbeit kann nicht mit alten Gremien 
geleistet werden, die den Geist der neuen Zeit 
nicht voll in sich aufgenommen haben. Dar­
um fanden Neuwahlen statt, die besonders 
auch jüngere Kräfte und die Vertreter mittle­
rer und kleinerer Betriebe zur Mitarbeit her­
anziehen sollten. […] Wer glaubt, ohne Füh­
lung mit dem neuen Wirtschaftswollen oder 
im Gegensatz zu ihm seinen Willen oder sei­
ne Interessen durchsetzen zu können, wird 
auf eine Macht stoßen, die schon mit ande­

de“, womit er sich zu diesem Zeitpunkt noch auf 
Franz von Papen bezog und anzeigte, welchen Kräf­
ten in der neuen Regierung seine Sympathien galten. 
Dann aber griff er mit dem Slogan „Gemeinnutz geht 
vor Eigennutz“ das Parteiprogramm der NSDAP auf, 
um in dem von einer „Revolution“ geschüttelten „Ge­
meinschaftswesen“ die Wahrung der Rechte aller – 
und damit auch der Unternehmer – einzufordern.10 
Direkt neben dem Bericht über die Vollversammlung 
konnten die Kammermitglieder im Mitteilungsblatt 
allerdings lesen, dass der Präsident des Deutschen In­
dustrie- und Handelstages zur Wiederherstellung ei­
nes stabilen „inneren Friedens“ die „schärfste Be­
kämpfung des politischen Verbrechertums“ für 
geboten hielt.11 Bereits die nächste Ausgabe des Kam­
merorgans gab dann die Modalitäten für die im Mai 
vorgesehenen „Ersatzwahlen“ bekannt, bei denen die 
Zusammensetzung der Kammergremien den Vorstel­
lungen der Regierung angenähert werden sollte. Zu­
gleich wurden auch die Anpassungsversuche aus der 
Kammer selbst deutlicher, zitierte man nun bereits 
einen „führenden nationalsozialistischen Wirt­
schaftsfachmann“ zum Thema „Außenhandel und 
Nationalwirtschaft“. Ebenso druckte die Redaktion 
Auszüge aus der Rede des Präsidenten des DIHT vom 
3. April 1933 ab, in der er stellvertretend die Loyalität 
der Organe der wirtschaftlichen Selbstverwaltung zur 
Regierung Hitler erklärte, und damit wohl hoffte, den 
Bestand der Kammerorganisation zu sichern.12   

Zu diesem Zeitpunkt hatte sich wie überall in 
Deutschland auch in Osnabrück und quer durch den 
Kammerbezirk nicht allein brutale Gewalt gegen An­
dersdenkende Bahn gebrochen und hatten erste 
„Säuberungen“ Schneisen durch die Verwaltung ge­
schlagen. Am 1. April 1933 fanden auch die ersten 
organisierten Boykotte von Geschäften statt, deren 
Besitzerinnen und Besitzer – allesamt Mitglieder der 
Handelskammer – als „Juden“ zur Zielscheibe der 
NS-Rassenideologie wurden.13 Nachdem bei den 
Neuwahlen der Hauptversammlung im Mai zwölf 
von 19 Mitgliedern neu zugewählt worden waren, 
eröffnete Präsident Stolcke die am 22. Juni 1933 fol­
gende Vollversammlung mit einem direkten und 
deutlichen Bekenntnis zur Regierung Hitler und einer 
Abkehr von der Republik, deren Vertreter nun zu 
„marxistisch eingestellten Regierungen und Behör­
den“ wurden. Retten konnte dies den alten Kammer­
präsidenten nicht. Nach seiner Rede forderte eine 
Gruppe von „Handelskammermitgliedern, die auf 
dem Boden des Nationalsozialismus stehen“, unter 
Führung von Erich Sperling14 die Neubesetzung der 
Gremien mit den Worten: 

An der Propaganda 
beteiligt: Die amtlichen 
Mitteilungsblätter der 
IHK warben früh für  
die „Braunen Messen“, 
hier im Jahr 1933.

„DER NATIONALSOZIALISMUS 
WIRD NICHT DULDEN,  
DASS ÜBERTRIEBENER  
KONSERVATISMUS ODER EIN 
BESSERSEINWOLLEN ODER 
BESSERWISSENWOLLEN  
SICH DER NEUEN WIRT­
SCHAFTSFÜHRUNG  
ENTGEGENSTELLT.
ERICH SPERLING, 1933 “
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den Worten „es muss die oberste Aufgabe der Han­
delskammer sein, das marxistisch-liberalistische 
Wirtschaftsprinzip der letzten 14 Jahre zu beseitigen“ 
weiter voran. In dem bei den Vollversammlungen üb­
lichen Sachvortrag sprach im Anschluss Syndikus 
Manns zur „Deutschen Siedlungspolitik“ über die 
künftige Bedeutung der Emslanderschließung – wo 
zeitgleich die ersten Konzentrationslager entstan­
den19 -, woraufhin die  Vollversammlung den Be­
schluss fasste, „dass das zum Wirtschaftsgebiet Osna­
brück gehörende Emsland als das deutsche 
Hauptsiedlungsgebiet der Zukunft zu bewerten ist“.20

Innerhalb weniger Wochen hatte die IHK Osnabrück 
damit eine inhaltliche und politische Kehrtwende 
vollzogen. Ihre konstruktive Mitarbeit an der Ge­
staltung der wirtschaftlichen Verhältnisse der Wei­
marer Republik, deren liberale Ordnungspolitik man 
durchaus geschätzt hatte, mutierte nun zum Kampf 
gegen den „Marxismus“ im NS-Staat. Zwar blieb 
der hauptamtliche Apparat der Kammer noch un­
verändert, die unternehmerische Führungsmann­
schaft jedoch bestand nun aus erklärten Sympathi­
santen des Nationalsozialismus. Dabei übernahm 
die Kammer jedoch nicht nur die ideologisch vorge­
gebenen Positionen, sondern erblickte vielmehr 
auch Chancen in den neuen Rahmungen. Dies zeigt 
etwa ihr Vorstoß zur politischen Priorisierung der 
Emslanderschließung, die von der Kammer schon 
seit einigen Jahren vorangetrieben wurde. Im Tau­
mel der von der NSDAP propagierten „nationalen 
Revolution“ war das erste Ziel indes bereits erreicht: 
der Bestand der wirtschaftlichen Selbstverwaltung 
schien – um diesen Preis – fürs erste gewahrt.

Während die Kammer ihre Existenz durch diese 
Ein- und Anpassungen sicherte, veränderte sich 
mit der Zerschlagung der Gewerkschaften in 
Deutschland die Wirtschaftsordnung dramatisch.21 
Dieser Einschnitt  vollzog sich in den Tagen um 
den 1. Mai 1933 auch in Osnabrück.22 Die Überfüh­
rung der Arbeitnehmervertretungen in die Deut­
sche Arbeitsfront (DAF) und die Erfindung der 
„Betriebsgemeinschaft“ durch die Nationalsozialis­
ten bedeutete eben auch, dass Arbeitgeber und Ar­
beitnehmer nun in einer gemeinsamen Organisati­
on nach dem „Führerprinzip“ zusammengefasst 
waren. So marschierten in Osnabrück „Abordnun­
gen industrieller und gewerblicher Betriebe“ sowie 
die „gesamte Kaufmannschaft“ nebst den „staatli­
chen und kommunalen Beamten“ am 1. Mai 1933 
zu einer von den Nationalsozialisten inszenierten 
Kundgebung am Klushügel bei Osnabrück auf.23 

ren Gegnern fertig geworden ist. Wer aber 
mitarbeiten will, dem sind, wie der Führer 
Hitler erklärt hat, die Tore zu nationaler 
Pflichterfüllung weit geöffnet.“15

Nach kurzer Beratung tauschte die Versammlung 
dann den bisherigen Hauptausschuss, bestehend 
aus Stolcke, Schlösser, Kühling und Schüttenberg, 
gegen politisch zuverlässige Akteure aus.16 Zum 
Kammerpräsidenten wählte man den Großhandels­
kaufmann und DNVP-Funktionär Gustav Hagen.17 
Ihm an die Seite traten als erster Wortführer einer 
Nationalsozialistischen Fraktion in der Vollver­
sammlung Erich Sperling, Wilhelm Bormann, der 
bereits seit 1930 NSDAP Mitglied war, sowie der 
Einzelhändler Heinrich Lamprecht. Die vier Füh­
rungskräfte kamen sämtlich aus Osnabrück. Hagen 
und Lamprecht vertraten den Groß- bzw. Einzel­
handel, Bormann und Sperling repräsentierten den 
gewerblichen Mittelstand bzw. die Industrie.18 

Von der Interessenvertretung 
zum Erfüllungsgehilfen
Der neue Präsident Hagen trieb in seiner Antrittsrede 
die Distanzierung von Republik und Demokratie mit 

Die Kammerspitze 
seit Juni 1933: 

IHK-Präsident Gustav 
Hagen (l.) und der 
Erste Syndikus der 

IHK Dr. Benno  
Ludwig Manns.

Durch die Vollver-
sammlung abgelöst: 

IHK-Präsident Carl 
Stolcke (l.) und 

Hauptausschuss
mitglied Wilhelm 

Kühling (C. F.  
Weymann aus  

Osnabrück).
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zwischen den Gemeindeverwaltungen und den 
Kammern“ besonders zu berücksichtigen.28

Inzwischen trieb die Kammer den Selbstumbau 
eifrig weiter voran. So deutete sich Ende 1933 
bereits an, dass auch in den Selbstverwaltungs­
organen der Wirtschaft das „Führerprinzip“ einge­
führt werden würde. Mit Spannung beobachtete 
die Osnabrücker Kammer entsprechende Diskussi­
onen in Berlin. Am 6. Februar 1934 unternahm die 
Vollversammlung der Kammer mit der Einrichtung 
eines Einzelhandelsausschusses einen weiteren 
Schritt des Umbaus zu einem Ausführungsorgan 
des NS-Regimes. Sie folgte damit einer Novelle des 
preußischen Industrie- und Handelskammergeset­
zes, das seinerseits eine zentrale Forderung der 
NSDAP umsetzte.29 Der neue starke Mann der 
Einzelhandelsvertretung war offenbar Otto Lange, 
Inhaber der Düngemittel- und Saatguthandlung 
Lange und Lehners aus Osnabrück, der in seiner 
Funktion als Bezirksvorsitzender des Einzelhan­
delsverbandes ständiger Gast der Vollversamm­
lung war. Bereits wenige Monate später, im Mai 
1934, avancierte er zum Vizepräsidenten.30 Zwei 
Wochen darauf traten die Kammerkörperschaften 

Folgerichtig verwies die IHK ihre Mitglieder in ei­
ner Notiz in der Osnabrücker Zeitung vom 28. April 
auf Teilnahme am Zug in „Gruppe 7“, in der man 
gemeinsam vom Schlachthof aus losziehen wollte.24

Nach diesen ersten Schritten zur Veränderung des 
Charakters der unternehmerischen Selbstverwaltung 
vollzog sich der tiefergehende Umbau der Kammer 
1933 / 34 in einem ununterbrochenen Strom von 
Maßnahmen. Dazu zählte die Einbindung der Kam­
mer in die Arbeitsbeschaffungspolitik, die von Ar­
beitgebern – auch unter Androhung von Zwang – die 
Bereitstellung von Arbeitsplätzen jenseits betriebs­
wirtschaftlicher Überlegungen forderte.25 Es bleibt 
schwer auszuloten, in welchem Verhältnis zu diesem 
Zeitpunkt von außen wirkender Druck und die An­
passungsbereitschaft bzw. Überzeugungen zentraler 
Akteure in der Kammer standen. Zum einen verän­
derte das Regime die gesetzliche Grundlage der Kam­
merarbeit mit seinen ordnungspolitischen Eingriffen 
und gab mit seiner Gleichschaltungsrhetorik entspre­
chende Signale. Zum anderen verraten die wenigen 
in den Quellen vorliegenden Äußerungen der Kam­
merführung keine Hinweise auf Resilienz oder Resis­
tenz gegenüber dieser Indienstnahme.26 Jedenfalls 
präsentierte Kammerpräsident Hagen in der Vollver­
sammlung am 8. September 1933 ein auf Beschluss 
der Vollversammlung angeschafftes Portrait Adolf 
Hitlers, das fortan den Sitzungssaal schmücken sollte. 
Im Kreise der sich erhebenden Unternehmer bekun­
dete er: 

„Dir, Adolf Hitler, geloben wir an dieser 
Stelle, nur im Blick auf Deutschland und für 
seine Größe zu arbeiten. Aus dem Munde 
ernster Wirtschafter möge dies Gelöbnis be­
sonders bedeutsam und feierlich wirken. 
Dem Retter aus marxistischer und liberaler 
Verwirrung ein dreifaches Sieg Heil!“.27 

Anschließend beschloss man, den „Führer“ sofort 
telegrafisch von Festakt und Treueschwur zu un­
terrichten. Jenseits solcher Symbolik offenbart ein 
Schreiben der Kammer an die Gemeindeverwal­
tungen ihres Bezirks vom 18. September 1933, wie 
schnell sie lernte, unter den neuen Möglichkeiten, 
die sich mit der Gleichschaltung zur Ausweitung 
des eigenen Einflusses ergaben, praktische Politik 
zu betreiben. Unverhohlen forderten Gustav Hagen 
und Benno Manns, bei den Vorschlägen für die 
nun vorgesehene Ernennung der Stadt- und Ge­
meindeparlamente die „amtlichen Berufsvertretun­
gen“ mit dem Ziel einer „engeren Zusammenarbeit 

„Schicksalswende“ 
auch für Betriebe: 
Werkszeitungen wie 
die des Osnabrücker 
OKD vollziehen den 
Umbruch nach.
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Auffassungen des Kammerpräsidiums rückte.34 
Verkündet und umgesetzt wurde dieses Revirement 
bei einer „Volltagung“ der IHK, die am 23. August 
1934 im großen Saal des Osnabrücker Schlosses 
unter Teilnahme zahlreicher Gäste aus Verwaltung 
und Politik inszeniert wurde, darunter nicht nur 
Regierungspräsident Eggers und Oberbürgermeis­
ter Gärtner, sondern auch der Gauinspektor Weh­
meyer sowie der Gauwirtschaftsberater Fromm.35 

Triumphierend konnte Gustav Hagen die Bestäti­
gung seiner Personalvorschläge verkünden und 
Vizepräsidenten sowie Beiratsmitglieder in ihre 
Ämter einsetzen.36 Als einziger Vizepräsident kam 
Otto Lange als Vorsitzender der Einzelhandelsver­
tretung zu Wort. Er bestätigte, dass „die Errichtung 
der amtlichen Einzelhandelsvertretungen den kla­

ren Willen der nationalsozialistischen Regierung 
zeigt, dem Mittelstand die weitestgehende Förde­
rung anzugedeihen zu lassen“. Im Anschluss jedoch 
drohte er, dass es die Aufgabe des Einzelhandels 
sei, „diejenigen Elemente aus ihren Reihen aus­
zumerzen, die das Vertrauen mißbrauchen, das 
ihnen entgegengebracht wird und die schon im 
Wettbewerb die erforderliche Zuverlässigkeit ver­
missen lassen“.37

Als die Kammer ein Jahr später, am 24. September 
1935, im Rahmen der „Braunen Woche“ ihren Bei­
rat wieder einmal einberief, erinnerte Präsident 
Hagen die Versammlung noch einmal daran, dass 
sich die Verfassung der unternehmerischen Selbst­
verwaltung grundlegend geändert hatte:

„Die Vollversammlung des Beirats ist heute 
nach Einführung des Führerprinzips nicht 
mehr dasselbe wie ehedem. Sie haben heute 

zu einer weiteren Sitzung zusammen. Gleich zu 
Beginn referierte Syndikus Dr. Benno Manns über 
das „Führerprinzip“ als Zukunftsmodell für die 
Kammerorganisation, in der „eine solche Führung 
lediglich den Grundsätzen und Zielen des natio­
nalsozialistischen Staates zu dienen habe“. Präsi­
dent Hagen seinerseits versicherte der Versamm­
lung, dass dadurch die Mitarbeit der Vollversammlung 
bzw. der Ausschüsse keinesfalls ausgehebelt werden 

sollten.31 Der formale Vollzug dieser An­
kündigungen, die in der Praxis schon 
längst Wirklichkeit geworden waren, 
folgte im Juni 1934 mit der Veröffent­
lichung der neuen Satzung der IHK im 
amtlichen Mitteilungsblatt.32 

Die Kammer bestand nun aus Vorsitzen­
dem und Vorstand, einem Beirat, einer 
Vertretung des Einzelhandels sowie 
Ausschüssen und Sonderkommissionen 
und schließlich der Geschäftsführung. Der Vorsit­
zende bzw. Präsident wurde auf Vorschlag des Bei­
rats nach Anhörung des Gauleiters zu Beginn eines 
jeden Rechnungsjahres vom Reichswirtschaftsmi­
nister ernannt. Wo im Tagesgeschäft zuvor zur Be­
schlussfassung Abstimmungen in der Vollver­
sammlung notwendig waren,33 regiert nun der 
Präsident mit dem Recht, „bindende Beschlüsse 
[ ... ] zu fassen“, die nur noch in besonderen Fra­
gen, etwa Personalia oder Haushaltsangelegenhei­
ten, der Beratung im Vorstand bedurften. Der „Bei­
rat“ – vormals die Hauptversammlung – bestand 
nun aus maximal 38 Mitgliedern, die der Präsident 
berief und, nach Rücksprache mit dem Ministeri­
um, entlassen konnte. Eine deutliche Sonderstel­
lung nahm indes, als Novum, die „Einzelhandels­
vertretung“ ein, die mit ihrem eigenen Präsidenten 
zwar „von der Kammer geführt“ und dieser prinzi­
piell untergeordnet war, allerdings mit ihren An­
liegen und Entscheidungen bei Dissens neben die 
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Habgier des Handels sein. Am 9. November 1934 
verfasste die IHK ihre „erste Warnung vor Preisstei­
gerungen“. Diese setzte der Regierungspräsident 
von Osnabrück unmittelbar in einen Erlass um, der 
drohte „ohne Ansehen der Person gegen jeden vor­
zugehen, der ungerechtfertigte Preise [ ... ] ver­
langt“. Auf Versuche von Geschäftsleuten, die 
schnell ausufernden Preisregulierungen zu umge­
hen, reagierte die Verwaltung nun mit „rücksichts­
loser Schärfe [ ... ] und zwar durch Verhängung von 
Polizeistrafen, Schließung der Geschäfte oder mit 
Schutzhaft.“43   

Mitte der 1930er Jahre 
lebte in Deutschland, 
dem „Dritten Reich“, 
eine vom National­
sozialismus durch­
herrschte Gesellschaft. 
Sie taumelte in ihrem 
ungläubig bestaunten 
wirtschaftlichen Auf­
schwung nicht allein 
in Großmachtfantasi­
en, sondern begann 
immer offener, ihren Hass auf alles „Jüdische“ aus­
zuleben.44 Das Jahr 1935 brachte die Wiederein­
führung der Wehrpflicht mit sich und damit für 
Osnabrück einen schnellen Ausbau seiner Garni­
son, begleitet von neuen Bauvorhaben militäri­
scher Infrastruktur. 1935 traten aber auch die 

nicht mehr die Aufgabe, durch Ihre Be­
schlüsse die Wege der Kammer und damit 
der heimischen Wirtschaft zu bestimmen. 
Das ist heute allein die Aufgabe der Ge­
schäftsführung bzw. des Präsidiums, dafür 
haben Sie aber die hohe und heilige Ver­
pflichtung bei Ihrer Berufung in den Beirat 
übernommen, Ihr ganzes Können und Ihren 
ganzen Einfluss in Ihrem Kreis und in Ihrer 
Einflusssphäre aufzubieten, um den neuen 
Wegen nationalsozialistischer Wirtschafts­
auffassung die Bahn freizumachen“.38 

Reibungslos indes schien die Indienstnahme der 
Wirtschaft für das „Dritte Reich“ nicht immer zu 
verlaufen. So musste der Kreisleiter bei der Eröff­
nung der „Braunen Messe“ feststellen, „daß zwei 
große, wenn nicht die größten Werke unserer enge­
ren Heimat ihre Teilnahme völlig versagt haben“.39

Wirtschaftslenkung und 
Handlanger der „Entjudung“
Mehr und mehr geriet die IHK nun zum Transmis­
sionsriemen für eine NS-Ordnungspolitik, die Frei­
zügigkeit und Marktstrukturen sukzessive aushöhl­
te bzw. beseitigte: Auf die Einbindung der Kammer 
in die „Arbeitsbeschaffung“ und den Aufbau der 
„Betriebsgemeinschaften“ folgten rasch ihre Befas­
sung mit der Devisen- und Rohstoffbewirtschaf­
tung durch neu gebildete „Überwachungsstellen“, 
die zur Kontrolle der Unternehmen auf die IHKs 
zurückgriffen.40 Die Kammern wurden damit von 
der Interessenvertretung zum Überwachungsor­
gan. Mit diesem Wandel von Bedeutung und Auf­
gaben expandierte die ehrenamtliche Mitwirkung 
von Unternehmern in der Umsetzung beträchtlich. 
Ende 1934 besetzte Präsident Hagen die Ausschüsse 
neu: Industrieausschuss (54), Großhandelsausschuss 
(29), Einzelhandelsausschuss (40), Verkehrs- und 
Presseausschuss (7) und Außenhandelsausschuss 
(26) bestanden nun aus insgesamt 156 Mitgliedern, 
wobei nicht wenige Unternehmer in mehreren 
Ausschüssen zugleich vertreten waren.41   

Die Auswirkungen ließen nicht lange auf sich war­
ten. Als die stark expansive Geldpolitik des 
NS-Staates Preissteigerungen und inflationäre 
Tendenzen aufscheinen ließ, unterblieb bereits jede 
volkswirtschaftliche Analyse der Situation.42 
Preissteigerungen konnten in der Logik des Regi­
mes, dem die Kammer nun folgte, nur Folge von 
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Die diskriminierende und schließlich ruinöse Isolie­
rung von jüdischen Unternehmern war, als der Kam­
merbeirat die Ausführungen Hagens über die „Berei­
nigung der Judenfrage“ hörte, längst Realität 
geworden. Mit ihren Mitgliedsunternehmen und der 
Führung hatte sich die erdrückende Mehrheit der Ge­
schäftsleute gegen ihre jüdischen Standesgenossen 
gewandt, hatte die IHK ihre jüdischen Mitglieder ver­
raten.47 In Osnabrück unterhielt die Firma Kolkmeyer, 
der Inhaber war Ortsgruppenleiter der NSDAP, einen 
Schaukasten, in dem Kundinnen und Kunden jüdi­
scher Geschäfte diffamiert wurden. Regelmäßig be­
herrschten antisemitische Kundgebungen und Aktio­
nen die Einkaufsstraßen der Altstadt.48 Bald gingen 
erste Einzelhandelsgeschäfte bankrott und mussten 
aufgegeben werden. Schließlich übernahmen bereits 
1935 „arische“ Geschäftsleute die Firma Alsberg, das 
größte Kaufhaus, nach einer in Osnabrück bis dahin 
beispiellosen Hetz- und Boykottkampagne gegen die 
jüdischen Eigentümer.49 

Als der Kammerbeirat an diesem 24. November 1935 
tagte, lag eine Großveranstaltung der örtlichen NSDAP 
unter dem Motto „Osnabrück und die Judenfrage“ 
gerade einmal vier Wochen zurück. Vier Tage nach 
Hagens Ansprache erfolgte die Übertragung des 
Kaufhauses S. Alsberg & Co. an die Firma Lenger­
mann und Trieschmann.50 Wie den Besitzern des 
Kaufhauses Alsberg sollte es allen Unternehmern jü­
discher Konfession gehen. Niemandem in der Kam­
mer konnte diese Wendung verborgen bleiben, keine 
Hand rührte sich in Solidarität mit den Unterneh­
mern, die teils über Jahrzehnte Kammermitglieder 
und Geschäftspartner gewesen waren. Im Gegenteil, 
es begann das Rennen um die besten Kaufoptionen.51

In dem Verfahren, das sich bei der „Entjudung“ der 
Wirtschaft etablierte, übernahm die IHK unter­
schiedliche Funktionen.52 Bei der sich dabei inten­
sivierenden Zusammenarbeit mit Stellen der Re­
gierung knüpften beide Seiten an den Erfahrungen 
der vergangenen Jahre an. Es hatte zu den frühen 
Maßnahmen des NS-Regimes gezählt, in einer Art 
Besitzstandswahrung den Marktzugang für neue 
Einzelhändler scharf zu regulieren. Man setzte da­
bei eine Politik der letzten Präsidialkabinette fort.53 
Dabei kam es zunächst zu einem Verbot der freizü­
gigen Einrichtung von Einzelhandelsgeschäften 
und Verkaufsstellen, begleitet von entsprechenden 
Prüfverfahren, bei denen die IHK bald regelmäßig 
zu Gutachten aufgefordert wurde, wodurch der 
Einfluss der Kammer auf den Einzelhandel be­
trächtlich zunahm.54 

„Nürnberger Gesetze“ in Kraft und institutionali­
sierten normativ den schon seit 1933 immer inten­
siver und immer stärker gewaltsam präsenten Anti­
semitismus.45 Wenig wundert es, dass die IHK  nur 
neun Tage nach der „Verkündung“ der NS-Rassenge­
setze anlässlich einer Veranstaltung zur Feier des 
„Parteitags der Freiheit“ am 24. November 1935 diese 
neue Stufe der Eskalation begrüßte. In seiner Eröff­
nungsansprache hob Hagen unter anderen drei 
Punkte hervor, die für Position und Haltung der 
Kammer standen: Erstens lobte er die „ersten Schritte 
zur Bereinigung der Judenfrage“ und formulierten 
den „innigen Wunsch, dass Volk und Vaterland bald 
ganz frei von dem Zwang dieser Frage sein werden“. 
Zweitens charakterisierte er die Aufgabe der Kam­
mergremien mit dem Aufruf, „immer wieder mit  
Begeisterung und Ausdauer für unser neues, unser 
nationalsozialistisches Vaterland einzutreten und 
Ihre noch abseits stehenden Freunde von der neuen 
Staatsidee zu überzeugen“ und bekannte letztlich:

„[W]ir in der Wirtschaft haben erkannt und 
anerkannt, daß nicht die Wirtschaft das Pri­
märe im Leben der Völker ist, sondern einzig 
und allein eine gesunde und starke Politik“.46  
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Tätigkeitsbericht  
aus dem Jahr 1938: 
Er bilanzierte die Mit-
wirkung der Kammer 
an der „Entjudung“ 
der Wirtschaft.

ständige Verdrängung jüdischer Geschäftsleute be­
trieb und dabei keine durch Pachtverträge oder die 
Einsetzung „arischer“ Geschäftsführer als mögli­
che Nischen zulassen wollte. Zum anderen offen­
bart sich der vollzogene Einbau der Kammer in 
den Arisierungsapparat und ihre enge Kooperation 
mit Bezirksregierung und Parteidienststellen. 

In der Praxis erstreckte sich die Beteiligung der 
IHK vor allem auf vier Aspekte der Verfahren. Ers­
tens überwachte sie die so genannten „Abwickler“, 
die als Treuhänder oder Konkursverwalter die 
„Arisierungen“ begleiteten. Im Kammerbezirk kon­
zentrierte sich dieses Geschäft bei dem Wirt­
schaftsprüfer Dr. Hans Ludwig. Auch nahm die IHK 
regelmäßig Stellung zu deren Honoraren.59 So teil­
te die Kammer etwa am 11. Januar 1939 dem Re­
gierungspräsidenten mit, dass man, obwohl die 
Arisierungsvorschriften dies nicht vorsahen, die 
durch die Geheime Staatspolizei (Gestapo) erfolgte 
Beauftragung von Ludwig mit der Liquidation des 
Vermögens von Leopold Simon, einem Bauholz­
händler aus Quakenbrück, befürworte. Es seien 
„durch das plötzliche Ableben des Juden Leopold 
Simon sehr unübersichtliche Verhältnisse entstan­
den, die allein von der überlebenden Witwe nicht 
geklärt werden können“.60 Leopold Simon war am 
14. November 1938 im Konzentrationslager Bu­
chenwald von SS-Wachmännern erschlagen wor­
den.61 Am 5. September 1939 sprach sich die IHK 
abschließend dafür aus, dem „Abwickler“ wegen 
seines hohen Aufwandes bei der „Arisierung“ der 

Schnell erkannte die Verwaltung den Ansturm auf 
die Übernahme der „jüdischen Unternehmen“ mit 
den sich dabei entwickelnden Geschäftspraktiken 
als einer Überwachung bedürftiges Feld und zog 
selbstverständlich die IHK zu Begutachtungen und 
zur Informationsbeschaffung heran.55 So wurde es 
etablierte Praxis, dass Präsidium und Geschäfts­
führer sich an der verfahrensmäßig beim Regie­
rungspräsidium angesiedelten „Entjudung“ betei­
ligten. Die Kammer beobachtete die noch 
verbliebenen „jüdischen“ Geschäfte, führte aus­
führliche Listen über den Bestand solcher Unter­
nehmen und erteilte interessierten Unternehmen 
und Verwaltungsstellen fortlaufend Auskunft über 
den „arischen“ oder „jüdischen“ Charakter von Fir­
men im Kammerbezirk.56 

„Arisierungen“ bzw. „Entjudungen“ beschäftigten 
die IHK über Jahre und spätestens ab 1938 syste­
matisch, als Hermann Göring – der Beauftragte für 
den Vierjahresplan – dafür Durchführungsrichtli­
nien erließ.57 Bis zu diesem Zeitpunkt, so führt der 
Jahresbericht von 1938 aus: 

„war bei der Übergabe jüdischer Gewerbe­
betriebe, soweit es um Einzelhandelsge­
schäfte ging, von der Kammer zu prüfen, ob 
den Anträgen stattgegeben werden sollte. 
Sie hat von Anfang an den Standpunkt ver­
treten, dass die Übernahme nur dann befür­
wortet werden könne, wenn der Einfluss des 
jüdischen Vorbesitzers in vollem Umfange 
ausgeschaltet würde. Es wurden insbeson­
dere Pachtverträge über Ladenräume mit 
einem Vorbesitzer, der gleichzeitig Hausei­
gentümer war, nicht gebilligt, da eine mit­
telbare Beteiligung des Hausbesitzers am 
Geschäftserfolg des in arischen Besitz über­
gegangenen Einzelhandelsgeschäfts zu ver­
muten war [ ... ] Durch die jetzt geltenden 
Bestimmungen ist dieser Standpunkt grund­
sätzlich für alle Entjudungen festgelegt. 

Die Kammer hatte zu verschiedenen Anträ­
gen auf Entjudung bestehender Wirtschafts­
betriebe Stellung zu nehmen [ ... ] Die Bear­
beitung erfolgte im Einvernehmen mit dem 
Gauwirtschaftsberater und dem zuständigen 
Kreisleiter.“58

Zwei Sachverhalte sind an dieser Tätigkeitsbe­
schreibung von besonderer Bedeutung. Zum einen 
zeigt sich, dass die IHK vorausseilend eine voll­
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Fünf Jahre nach Beginn der NS-Herrschaft küm­
merten sie sich – wie im Jahresbericht von 1938 
ausgeführt – um traditionell zentrale Handlungs­
felder der unternehmerischen Selbstverwaltung 
wie Aus- und Weiterbildung, Infrastruktur oder 
Raumplanung. Sie unterrichteten routinemäßig die 
Unternehmer des Kammerbezirkes über die schnell 
ausufernden Regulierungsmaßnahmen. Sie waren 
aber auch als zunehmend mächtiges Ausführungs­
organ eingebunden in die Verwaltungswirtschaft 
des „Dritten Reiches“ und halfen, Devisen- und 
Rohstoffbewirtschaftung ebenso umzusetzen, wie 
die Festsetzung von Preisen. Die IHK war Teil eines 
Apparates geworden, der den freien Markt sukzes­
sive ausschaltete. Die Geschäftsführer und das Prä­
sidium der Kammer nutzten dabei jede Gelegen­
heit, um die Unternehmerschaft propagandistisch 
auf die Leitlinien dieser NS-Wirtschaftspolitik ein­
zuschwören und die Rasseideologie auch in der 
Wirtschaft durchzusetzen.67

An der Spitze der Kammer stand weiterhin der 
„Großkaufmann“ Gustav Hagen. Er war zweifellos 
politischer Wortführer derjenigen, welche die Indus­
trie- und Handelskammer willfährig – und verbun­
den mit beträchtlichem persönlichem Machtgewinn 
– im Sinne des Nationalsozialismus umgestalteten. 
Seit Einführung des „Führerprinzips“ genoss Hagen, 
in enger Zusammenarbeit mit Regierungspräsidium 
und Parteidienststellen, allerdings auch in Abhän­
gigkeit vom Reichswirtschaftsministerium, ein gro­
ßes Maß an Entscheidungsfreiheit.68 Er hatte sich 
früh für das „Dritte Reich“ entschieden und trat 
1941 schließlich auch der NSDAP bei. 

Ihm zur Seite standen 1938 drei Vizepräsidenten: 
Ernst Hegels als Repräsentant der Industrie, der 
Vertreter des Einzelhandels Otto Lange sowie, seit 
1937, als Repräsentant des gewerblichen Mittel­
standes, Carl Winterhoff. Während alle Vizepräsi­
denten, so weisen es ihre Entnazifizierungsakten 
aus, in unterschiedlichen Schattierungen „den Na­
tionalsozialismus unterstützt“ hatten,69 war mit 
Winterhoff ein aktiver Nationalsozialist in die 
Kammerführung aufgerückt. Er betrieb als Teilha­
ber seines Vaters in Osnabrück eine Schneiderei 
und Uniformfabrik, gehörte seit 1929 zur NSDAP 
und war 1932 in die Allgemeine-SS aufgenommen 
worden. In dieser blieb er während der 1930er Jahre 
durch Wehrübungen und Lehrgänge aktiv und 
stieg schließlich zum SS-Hauptsturmführer 
(Hauptmann) auf. Parallel fungierte er seit 1938 als 
Beisitzer des NSDAP-Kreisgerichts in Osnabrück.70 

Holzgroßhandlung Simon einen Zuschlag zu sei­
nem Honorar zu gewähren.62 

Zweitens führte die IHK das „Verzeichnis der jüdi­
schen Gewerbebetriebe“ und vervollständigte fort­
laufend dieses Register, beobachtete den tatsächli­
chen Betrieb oder die Aufgabe von Geschäften und 
protokollierte, in welche Hände diese im Zuge der 
„Entjudung“ übergingen.63 Dabei vertrat die Kam­
mer die Auffassung, dass Ausnahmen von der Ein­
tragung im Verzeichnis keinesfalls zulässig seien. 
Damit wehrte sie etwa die Beschwerde von Max 
Krause ab, dem Inhaber der Firma L. Bloch in der 
Johannisstraße 82 in Osnabrück, der empört darauf 
hingewiesen hatte, dass er den Ersten Weltkrieg als 
„Frontkämpfer“ mitgemacht hatte. Dies, so die 
Kammer, sei „angesichts des Umstandes, dass der 
Inhaber der Firma L. Bloch Volljude ist, für die Ein­
tragung in das Verzeichnis ohne Bedeutung.“64

Stand, drittens, die „Entjudung“ einer Unternehmung 
an, beurteilte ein Sachbearbeiter der Kammer, ob eine 
Fortführung im „volkswirtschaftlichen Interesse“ lag 
und genehmigte eine Übernahme oder verfügte die 
Liquidation nach Verkauf der Vermögenswerte.65 Da­
bei musste man, viertens, immer wieder in Streitfäl­
len eingreifen, wenn etwa an einer „Arisierung“ inte­
ressierte Geschäftsleute einen Betrieb weiterführen 
wollten, der von Kammer und NSDAP-Wirtschafts­
berater zur Schließung vorgesehen war.66

Die Kammer am Vorabend 
des Zweiten Weltkrieges
Angesichts solcher Aufgaben ermöglicht ein Blick 
auf die Funktionäre, die Aufstellung der IHK kurz 
vor dem Zweiten Weltkrieg besser zu verstehen. 
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Aus seinen Aussagen während des Entnazifizie­
rungsverfahrens spricht die Ambivalenz der 
Selbstpositionierung zwischen Anpassung, Zu­
rückhaltung und Überzeugung: Hegels gab an, als 
Anhänger der Deutschen Volkspartei72 anfänglich 
dem Nationalsozialismus kritisch gegenüber ge­
standen zu haben. Dann aber hätten ihn die Erfol­
ge des Regimes überzeugt. Als protestantischer 
Christ sei er bei seiner Annäherung an das „Dritte 
Reich“ kirchlichen Würdenträgern gefolgt, in der 
Hoffnung, die NSDAP ließe ihre radikalen Ziele 
fallen.73 Schließlich nutzte Hegels seine Einberu­
fung zum Wehrdienst dazu, aus allen NS-Organi­
sationen auszutreten.74

Hauptamtlich als Syndici – Geschäftsführer – wa­
ren 1938 nach einigen personellen Umbesetzungen 
Benno L. Manns, Hans Eckert, Gustav Werfft, 
Ewald Brix und Hermann Amtrup tätig. Während 
das Präsidium zu diesem Zeitpunkt als durchweg 
politisch besetzt gelten kann, ist das Bild auf dieser 
Ebene etwas ambivalenter. Der erste Syndikus 
Manns hatte bereits 1924 begonnen, für die Kam­
mer zu arbeiten, sein Stellvertreter Gustav Werfft 
sogar schon seit 1921. Eckert, Brix und Amtrup 
kamen indes erst nach der „Machtergreifung“ zur 
Kammer.75 In diesem Ensemble spiegelt sich die 

Geboren im Jahr 1909 war Winterhoff bei Kriegs­
beginn 1939 noch nicht zu alt für den Einsatz. Er 
trat am 10. November 1940 seinen Dienst bei der 
„Volksdeutschen Mittelstelle“ an, die mit der „Um­
siedlung“ von „Volksdeutschen“ befasst war. Spä­
ter gelangte er zum Sonderkommando R einer Ein­
satzgruppe dieser Behörde, das in der Ukraine 
unter anderem Einheiten des „Selbstschutzes“ be­
fehligte. Dort fungierte Winterhoff offenbar als 
„Verbindungsführer“ zur Wehrmacht. Über sein 
weiteres Schicksal im Krieg ist wenig bekannt, 
Winterhoff wurde im September 1944 im Einsatz 
getötet.71

Sein Vorstandskollege Dr. Wilhelm Ernst Hegels, 
ein Jurist Jahrgang 1898, der ursprünglich aus 
Mühlheim an der Ruhr stammte und Mitte der 
1930er Jahre als Direktor zur Hammersen AG nach 
Osnabrück gekommen war, bewegte sich dagegen 
in einer gewissen Distanz zum Nationalsozialis­
mus, obgleich auch er zwischen 1933 und 1939 
(förderndes) Mitglied der Allgemeinen-SS war und 
von 1937 bis 1939 der NSDAP angehörte. Hegels 
saß seit 1934 im Beirat der IHK, rückte 1937 ins 
Präsidium auf, dem er bis 1942 angehörte, bevor er 
mit der Umwandlung der IHK in eine Abteilung 
der Gauwirtschaftskammer Weser-Ems ausschied. 

Ansprache unter  
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fahren, das Amtrup Ende der 1940er Jahre durch­
lief, traten mehrere Zeugen auf, die ihn schwer be­
lasteten. So gab etwa Georg Hartmann, Inhaber der 
Textilfabrik Wehrmeyer aus Bremen, zu Protokoll, 
Amtrup habe die Fortsetzung seines Betriebs von 
der Bedingung abhängig gemacht, dass er sich von 
seiner jüdischen Ehefrau trenne. Hartmann erkann­
te im Kammersyndikus den „Prototyp des National­
sozialisten“. In ähnlicher Weise berichtete Otto Da­
vid, Inhaber der Firma Samson David aus Osnabrück, 
wie Amtrup nach der „Machtübernahme“ seinen 
Antisemitismus gegenüber jüdischen Geschäftsleu­
ten auszuleben begann und ihn in immer schärferen 
Formen während der späteren „Arisierung“ des Un­
ternehmens zeigte.80

Zugleich war es aber durchaus möglich, dass Ge­
schäftsführer mit deutlicher Nähe zum Nationalso­
zialismus eng mit solchen zusammenarbeiteten, 
die ein eher distanziertes Verhältnis zum „Dritten 
Reich“ erkennen ließen.81 Zu diesen zählte Dr. Hans 
Eckert. Der 1901 in Essen geborene Jurist wechsel­
te 1937 aus einer Stellung bei der IHK Wuppertal 
nach Osnabrück. Auch er – als eigentlicher Sym­
pathisant der katholischen Zentrumspartei –  hatte 
1933, nicht untypisch, den NSDAP-Beitritt als 
Strategie gewählt, um den Personalwechsel in der 
IHK nach der „Machtergreifung“ zu überstehen. 
Dies hielt ihn nicht davon ab, sich in seinem Ent­
nazifizierungsverfahren selbst als „der Naziideolo­
gie ablehnend gegenüberstehend“ darzustellen, 
was er dadurch belegte, dass er den HJ-Beitritt sei­
ner Söhne ebenso vermieden hatte wie die Über­
nahme von Parteiämtern. Allerdings fungierte er 
auch als Geschäftsführer der Kammer vom Höhe­
punkt der „Entjudung“ bis zum Zusammenbruch 
der Kriegswirtschaft und des „Dritten Reiches“, je­
doch offenbar ohne unmittelbar mit „Arisierun­
gen“ befasst zu sein. Eckert konnte schließlich mit 
Billigung der britischen Besatzungsbehörden ge­
meinsam mit seinem Kollegen Werfft82 unter dem 
neuen Liquidator und späteren Hauptgeschäftsfüh­
rer Peter Flecken im Amt bleiben und den Neuauf­
bau der IHK nach der Befreiung beginnen.83 

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei Lothar Knake, der 
noch 1943 in die Geschäftsführung der Kammer 
nachrückte, die bereits als Abteilung in der Gau­
wirtschaftskammer Weser-Ems aufgegangen war. 
Knake, 1887 in Nordhausen / Harz geboren und seit 
1920 in Osnabrück ansässig, war dort zunächst als 
Geschäftsführer des Verbandes industrieller Arbeit­
geber, sowie später als selbständiger Wirtschaftsbe­

Bandbreite von Selbstpositionierung und Anpas­
sung an das NS-System, in dessen Dienst sich 
gleichwohl alle Geschäftsführer stellten. Die älte­
ren Geschäftsführer, die dem eher konservativen 
politischen Spektrum angehörten, scheinen sich, 
soweit die Akten eine Rekonstruktion zulassen, in 
die neuen Rahmungen eingepasst zu haben. So 
suchte etwa der offenbar sehr belesene Benno 
Manns, der sich in seinen Ausführungen in der 
Kammeröffentlichkeit meist auf kammerspezi­

fische Themen 
konzentr ie r te 
und diese mit 
großer Sachkun- 
de und stets be­
müht um histo­
rische Bezüge 
darlegte, immer 
wieder Anschluss 
 an den antise­
mitischen Impe­
tus des Regimes. 

So forderte er 1939 etwa, dass „solche Unterneh­
mer, die im Ausland noch jüdische Vertreter haben, 
mit Zielbewußtheit dazu übergehen [sollen], ari­
sche Vertreter zu beschäftigen“, und sprach auch 
davon, dass  „nie und nimmer ein jüdischer Vertre­
ter für die Belange einer deutschen Volkswirtschaft 
arbeiten wird.“76 Schließlich zeichnete Manns ge­
meinsam mit Hagen die Mehrzahl der in „Entju­
dungsverfahren“ von der Kammer erstellten Gut­
achten und Stellungnahmen ab.77 1943 avancierte 
er als Geschäftsführer an die Spitze der Abteilung 
Osnabrück der Gauwirtschaftskammer und ver­
blieb in dieser Position bis Kriegsende.78 

Die für die Einzelhandelsorganisation nachrücken­
den Geschäftsführer können dagegen als überzeug­
te Nationalsozialisten gelten.79 Der 1898 in Pinne­
berg geborene Hermann Amtrup hatte zu Beginn 
der 1930er Jahre als Geschäftsführer des Arbeitge­
berverbandes des Groß- und Einzelhandels in Osna­
brück gearbeitet. Er trat im Mai 1933 in die NSDAP 
ein, übernahm das Amt des Kreiswirtschaftsberaters 
der Partei und agierte in dieser Funktion später aus 
seinem Büro bei der IHK. Zeitgleich begann Amtrup 
seine Tätigkeit als IHK-Geschäftsführer  im Bereich 
der Einzelhandelsvertretung, in der er nach dem 
Wechsel in die Geschäftsführung der Abteilung 
Handel der Gauwirtschaftskammer bis 1945 ver­
blieb, unterbrochen einzig durch einen kurzen Ein­
satz als Kriegsverwaltungsrat bei einem Wirtschafts­
kommando bei Rostow. Im Entnazifizierungsver- 

„SOLCHE UNTERNEHMEN,  
DIE IM AUSLAND NOCH  
JÜDISCHE VERTRETER  
HABEN, SOLLEN MIT  
ZIELBEWUSSTSEIN DAZU 
ÜBERGEHEN, ARISCHE VER­
TRETER ZU BESCHÄFTIGEN.
DR. BENNO MANNS, 1939 “
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schlossen. Fast schon triumphierend tönte Hagen 
im Mai 1939 in der Beiratssitzung: 

„Das Primäre ist das Volk, unter politischer 
Führung baut die Wirtschaft die Erfolge, 
welche auf politischem Gebiet erreicht sind, 
aus. Die Belange der Wirtschaft sind in je­
der Beziehung sekundär. Wenn früher diese 
Erkenntnis nicht überall gleich schnell kam, 
so hat das vergangene Jahr mit alten An­
schauungen aufgeräumt, und heute können 
wir mit Befriedigung feststellen, dass die 
Wirtschaft sich in vorbildlicher Weise auf 
nationalsozialistisches Denken und Han­
deln eingestellt hat. So sehr diese Umstel­
lung schon früher erwünscht gewesen wäre, 
so muss man feststellen, dass sie nicht ganz 
leicht war. Hindernisse über Hindernisse 
wirtschaftlicher Art sperrten den Weg. [ ... ]

Die Schwierigkeiten sind überwunden; das 
ist ja das Bemerkenswerte des letzten Be­
richtjahres, und damit hat die Wirtschaft 
einen Teil des Dankes an den Führer abge­
tragen, den sie in so hohem Maße schuldet 
und voll Bewunderung anerkennt. Von die­
sem Gedanken des Dankes und der großen 
Ehrfurcht vor dem Können und den gewal­
tigen Leistungen des Führers war auch das 
Telegramm getragen, welches ich mir in Ih­
rem Namen erlaubte, am 20. April 1939 an 
den Führer zu richten.“85

rater in der Geschäftsführung 
der Osnabrücker Zweigstellen 
verschiedener Branchenverbän­
de tätig gewesen. In Institutio­
nen des NS-Staates gelang es 
ihm wegen „politischer Unzu­
verlässigkeit“ trotz mehrerer 
Versuche noch bis in den Krieg 
hinein nicht, beruflich Fuß zu 
fassen. Dabei war Knake als 
Mitglied des „Stahlhelm“ durch­
aus dem völkisch-antidemo­
kratischen bzw. antisemiti­
schen Spektrum zuzurechnen. 
Zwischen ihm und den Osnabrü­
cker Nationalsozialisten herrsch­
ten gleichwohl Spannungen.84

Bereits dieser kursorische 
Blick, der die biografischen 
Recherchen nicht in alle Ver­
ästelungen führen kann und sich auf eine Auswahl 
des ehren- und hauptamtlichen Führungspersonals 
der IHK beschränken muss, offenbart ein viel­
schichtiges Bild. Einer mächtigen Gruppe von Ak­
teuren, die sich deutlich in Worten und Taten mit 
dem NS-Regime identifizierten – überzeugten Na­
tionalsozialisten wie Hagen, Westerhoff, Amtrup 
oder Bormann – standen Geschäftsführer zur Seite 
wie Manns, der seinen Weg ins „Dritte Reich“ ge­
funden hatte. Als Funktionär trug er sowohl den 
Einbau der Kammer in die Verwaltungswirtschaft 
des NS-Staates als auch die zunächst rassistische, 
dann exterminatorische Politik gegenüber 
deutsch-jüdischen Geschäftsleuten nicht nur mit, 
sondern setzte sie aktiv um. In der Kammer hatten 
zumindest zeitweise aber auch Geschäftsführer 
Platz, die sich zwar anpassten, jedoch nicht als 
überzeugte Nationalsozialisten gelten können. Als 
Fachleute, wickelten sie vor allem das administra­
tive Tagesgeschäft ab und konnten offenbar mit 
diesem und der es umgebenden Verfolgung ko­
existieren. 

Die IHK im  
„Totalen Krieg“
Am Vorabend des Zweiten Weltkrieges, während 
die zunehmend aggressive deutsche Außenpolitik 
immer neue Erfolge hervorzubringen schien, be­
trachtete das Präsidium der IHK die Überformung 
der Wirtschaft offenbar als weitgehend abge­

Bombenkrieg  
in Osnabrück:  
Die IHK war mit  
der Regulierung der 
Kriegsschäden von 
Unternehmen befasst.
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knapp vier Jahre später, im April 1945, britische 
Truppen Osnabrück befreiten und wenige Wochen 
darauf das Deutsche Reich bedingungslos kapi­
tulierte, waren Millionen Menschen Opfer des 
Holocaust und mörderischer deutscher Besat­
zungsherrschaft bzw. Ausbeutungs- und Vernich­
tungspolitik geworden, Millionen Soldaten hatten 
sich auf den Schlachtfeldern gegenseitig umge­
bracht. Weite Teile des unter deutsche Herrschaft 
gelangten Europas waren zerstört und auch 
Deutschland selbst war, während die Deutschen bis 
zuletzt für ihren „Führer“ gekämpft hatten, in 
Trümmern versunken.87 

Der Krieg brachte, mit den anfänglichen, eigent­
lich für unmöglich gehaltenen Erfolgen des „Drit­
ten Reiches“ zunächst Euphorie mit sich. Während 
immer mehr Soldaten eingezogen wurden, darun­
ter auch Mitglieder des Kammerpersonals, lief die 
wirtschaftliche Kriegsmaschine rasch an. Man war 
gut vorbereitet: Preisbildung, Rohstoff- und Devi­
senbewirtschaftung sowie Rationierungs- und 
Zuteilungssysteme waren etabliert. Datenerhebun­
gen über Struktur und Leistungsfähigkeit von 
Betrieben sowie über das verfügbare Arbeitskräf­
tepotenzial, das auf der Grundlage gesetzlicher 
Bestimmungen inzwischen – ebenso wie das Anla­
genkapital von Betrieben – je nach „Kriegswichtig­
keit“ beansprucht und verschoben werden konnte, 
waren eingeführt. Die IHK setzte die dafür notwen­
dige Durchherrschung der Wirtschaft während der 
1930er Jahre an entscheidender Stelle mit durch.88

Im Licht der ersten Siege und der gewaltigen terri­
torialen Expansion schienen sich überall neue 
Möglichkeiten aufzutun, etwa durch unternehme­
rische Initiative in den besetzten Gebieten oder 
aber durch die Neufassung der wirtschaftlichen 
Beziehungen. Die Kammer wurde dabei zur Infor­

Zugleich schien der Präsident die Kammer bereits 
auf den kommenden Krieg einzuschwören:

„All unser Denken müssen wir darauf ein­
stellen, den Frieden zu erhalten, indem wir 
unser Volk und unsre Wirtschaft für den 
Krieg stark machen. Nicht nur unser Men­
schenmaterial muss körperlich und weltan­
schaulich vorbildlich sein, sondern unsere 
Betriebe müssen bereit sein, im Ernstfalle 
Leistungen zu vollbringen, welche nicht, 
wie im Weltkrieg, in Kriegsgewinne ausar­
ten, sondern die Staatsführung in den Stand 
setzen, anmaßenden Angriffen siegreich zu 
begegnen.

Sowie die Menschen auf die nationalsozialis­
tische Weltanschauung ausgerichtet werden, 
muss auch die Wirtschaft restlos in dem Ge­
danken an die Aufopferung für Volk und 
Führer aufgehen. Auf dem Weg dazu befin­
den wir uns. Sorgen wir auch dafür, dass wir 
dieses Ziel ganz erreichen. In diesem Sinne 
wünsche ich die Arbeit der Kammer aufge­
fasst zu sehen, und von Ihnen, meine Herren 
des Beirats, verlange ich, dass Sie in der 
Wirtschaft mit allen Ihren Kräften als Vorbild 
vorangehen.“86

Der Zweite Weltkrieg begann am 1. September 
1939 mit dem Überfall des Deutschen Reiches auf 
Polen, erreichte 1940 mit Angriffen einer schein­
bar nicht aufzuhaltenden Wehrmacht auf Frank­
reich und die Beneluxstaaten und wenig später mit 
der deutschen Expansion in Skandinavien, auf 
dem Balkan und nach Griechenland einen ersten 
Höhepunkt. Der Überfall auf die Sowjetunion im 
Juni 1941 eröffnete schließlich seine radikalste 
Phase. Der Vernichtungskrieg hatte begonnen. Als 

„Arbeitseinsatz“:  
Die IHK organisierte 
die Vermittlung von 

Zwangsarbeitern  
und Zwangsarbei

terinnen mit, hier im 
Osnabrücker Kupfer- 

und Drahtwerk (OKD).
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Neuer Zuschnitt: 
1943 wurde die IHK 
als „Wirtschaftskam-
mer Osnabrück” in 
die Gauwirtschafts-
kammer Weser-Ems 
eingegliedert.

niederländischen Arbeitsgemeinschaft für die Pro­
vinz Twente und die angrenzenden deutschen Ge­
biete“ als Gast der „Kammer van Koophandel en 
Fabrieken“ in Hengelo über die „deutsch-holländi­
schen Wirtschaftsbeziehungen“ referierte, die „eu­
ropäischen Absichten“ des „Dritten Reiches“ her­
vorhob und die Niederlande dafür rügte, so lange 
gezögert zu haben, sich der „europäischen Volksge­
meinschaft anzuschließen.“91

Der Arbeitseinsatz, zunächst durch Kriegsgefange­
ne und angeworbene Arbeitskräfte aus den besetz­
ten Gebieten im Westen, dann durch den Einsatz 
von Zwangsarbeiterinnen und Zwangsarbeitern 
aus Polen und der Sowjetunion sowie schließlich 
durch Arbeitskommandos aus Konzentrationsla­
gern, wurde im Kammerbezirk nun ebenfalls zum 
Alltag.92 Die erhaltenen Akten erhellen die Rolle 
der IHK kaum, die vermittelnd zwischen Arbeits­
einsatzverwaltung und Betrieben aufgetreten sein 
wird.93 Sehr wohl aber zeigen die Mitteilungsblät­
ter der Kammer die Routine, mit der man auch die­
ses Handlungsfeld zwischen dem „Arbeitseinsatz 

mations- und Kontaktstelle, die zwischen dem  
neu erworbenen „Lebensraum“ und den Firmen der 
Region vermittelte. So unterrichtete sie etwa im 
Oktober 1941 ihre Mitglieder darüber, dass in 
Warschau eine „Transferstelle“ eingerichtet wor­
den war. Diese sollte es deutschen Firmen er­
möglichen, die ghettoisierte jüdische Bevölkerung 
als Arbeitskräfte auszunutzen. Dabei war von 
einem „geschlossenen jüdischen Wohnbezirk  
in Warschau“ die Rede, „in dem sich rund  
300 000 Juden befinden“. Die Kammer fungierte 
dabei als Auskunftsstelle für Unternehmer, die 
unter diesen Bedingungen in Warschau tätig 
werden wollten.89 Mit ähnlichem Impetus verwies 
die Kammer im Mai des gleichen Jahres auf die 
Verordnungen des Reichskommissars für die 
besetzten niederländischen Gebiete über die Regu­
larien bei der „Entjudung“ von Betrieben und 
betonte, dass die Verordnung bei der IHK ein­
gesehen werden könne.90 

So musste es den nun besetzten Nachbarn wie Hohn 
vorkommen, als Benno Manns vor der „deutsch-
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Durch diesen Prozess sah sich die Osnabrücker 
Kammer bedroht. Die Teilgebiete ihres Bezirks ge­
hörten zu ganz unterschiedlichen Verwaltungs­
gliederungen, sodass der Kammerbezirk in seiner 
Einheit unmittelbar gefährdet schien. Schließlich 
reichte der Kammerbezirk über den Regierungsbe­
zirk hinaus: Der Amtsgerichtsbezirk Diepholz ge­
hörte zum Gau Süd-Hannover-Braunschweig, der 
Kreis Tecklenburg zählte zum Gau Westfalen-Nord. 
Damit manifestierte sich die bereits weiter zurück­
reichende gespaltene Bindung der Region an West­
falen einerseits, Hannover andererseits auch in 
diesem Konflikt und schien nun Potenzial zu ber­
gen, den Kammerbezirk auseinanderzureißen.100

Rasch nach den ersten Erlassen zur Formierung der 
Gauwirtschaftskammern im April 1942 reagierten 
die Osnabrücker Akteure konzertiert: Kaum eine 
Woche nach den Verordnungen, wandte sich Ober­
bürgermeister Gärtner am 28. April an Gauleiter 
Röver, um mit Hinweis auf die Besonderheiten des 
Kammerbezirks und die Überlagerung von politi­
schen Grenzen und ökonomischen Zusammenhän­
gen für dessen Erhalt zu plädieren.101 Am 6. Mai 
wiederholte der Oberbürgermeister sein Anliegen 
in einem ähnlichen Schreiben an den Regierungs­
präsidenten, während nahezu zeitgleich Präsident 
Hagen mit einem entsprechenden Schriftsatz an 
den Gauinspekteur Wehmeier herantrat.102 Am 14. 
Mai argumentierte der Regierungspräsident in ei­
nem auf diese Korrespondenz gestützten Schreiben 
an die Gauleitung im Sinne der IHK ebenfalls ge­
gen die Abtrennung des Kreises Tecklenburg vom 
Kammerbezirk, die aus der Anpassung der Grenzen 
an die Gaugrenzen folgen musste.103 In einer Ein­
gabe an die Gauleitung, die in Kopie dem Regie­
rungspräsidenten zuging, warb Gustav Hagen sei­
nerseits mit Blick auf die komplexe Struktur und 
die wirtschaftliche Bedeutung der Region im Juli 
1942 erneut dafür, Osnabrück eine eigene Wirt­
schaftskammer zu belassen. Er forderte gar, den 
Sitz der Gauwirtschaftskammer nach Osnabrück zu 
verlegen und verwies darauf, dass die Interessen 
der Region aus Sicht der heimischen Wirtschaft 
kaum aus Hannover, Oldenburg oder Bremen zu 
vertreten wären.104 

Gleichzeitig arbeitete die Kammerführung durch 
Vorlage von Personalvorschlägen, Geschäftsvertei­
lungsplänen und anderen Informationen, die im 
Zuge der Vorbereitung der Umstellung angefordert 
wurden, daran, sich in die neue Struktur einzupas­
sen.105 Wie überall im „Reich“ ließ sich die Integra­

der Juden“, der „Anwerbung von ausländischen 
Arbeitskräften“ und der Sozialversicherungspflicht 
von „Juden“ oder „Polen“ routiniert betreute.94

Bis Kriegsende blieben die IHKs, ähnlich wie bei 
anderen wirtschaftslenkenden Maßnahmen, als 
Ansprechpartner der Arbeitsverwaltung in die Be­
darfsermittlung und die Zuteilung der knappen 
Ressource „Arbeitskraft“, insbesondere im Rahmen 
des „Ausländereinsatzes“, eingebunden.95

Existenzkampf? Der Weg in 
die Gauwirtschaftskammer
Zugleich aber schien die IHK, wie alle regionalen 
Organe der unternehmerischen Selbstverwaltung, 
einer existenziellen Krise entgegen zu steuern. Es 
drohte ihre Auflösung. Der vom Regime seit den 
1930er Jahren verfolgte Plan einer administrativen 
Neuordnung des Deutschen Reiches, bei dem sich 
militärische, ökonomische und politische Gebiets­
gliederungen schließlich mit den Grenzen der 
„Gaue“ der NSDAP decken sollten, gewann während 
des Krieges noch einmal beträchtlich an Dynamik.96 
Als am 9. Dezember 1941 die IHK im Sitzungssaal 
des Kammergebäudes „den Tag ihres 75jährigen Be­
stehens“ beging, gab Präsident Hagen in seiner Rede 

einen kurzen, 
selbstvergewis­
sernden Über­
blick über die 
Geschichte der 
Kammer, um mit 
einem Bekennt­
nis „zu größter 
Einsatzbereit­
schaft im Diens­
te der Ideale un­
serer national- 

sozialistischen Zeit“ zu enden.97 Im Hintergrund 
bahnte sich aber bereits die Kammerreform an, 
die vor Ort auf wenig Gegenliebe stieß. Geplant 
war, wie 1942 deutlich wurde,98 die Einrichtung 
von Gauwirtschaftskammern als Organe „staatli­
cher Wirtschaftslenkung“. Der Zuschnitt der Be­
zirke sollte dabei nicht nur politische und wirt­
schaftliche Grenzen in Übereinstimmung bringen, 
zugleich sollten auch alle Branchen und Sektoren 
in einer Institution zusammengefasst werden. 
Dabei sollten die IHKs zu „Zweigstellen“ mit 
begrenzten Aufgaben und Kompetenzen umfunk­
tioniert werden.99 

„ DIE AUSFÜHRUNGEN DES 
PRÄSIDENTEN KLANGEN  
AUS IN DEM GELÖBNIS ZU 
GRÖSSTER EINSATZBEREIT- 
SCHAFT IM DIENSTE DER 
IDEALE UNSERER NATIO- 
NALSOZIALISTISCHEN ZEIT.
IHK-MITTEILUNGSBLATT, 1941 “
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das Dezernat für Devisen- und Rohstoffbewirt­
schaftung sowie Außenhandel, öffentliche Aufträ­
ge und Güterverkehr unter Dr. Werfft, das Dezernat 
für Berufsausbildung, Leistungssteigerungen und 
die Lehrlingsrolle unter Dr. Neuhaus sowie das De­
zernat für Wehrwirtschaft, Kräftebedarf und Ener­
giewirtschaft unter Werner Weinreich. Die Indus­
trieabteilung firmierte nun in der Bohmter Straße 
11, während die Handwerksabteilung am Standort 
der Handwerkskammer in der Möserstraße 20 ver­
blieb.115 Allerdings veränderten sich Positionen 
und Beziehungen durch die Neuordnung der Wirt­
schaftskammern merklich. Denn während die Os­
nabrücker Akteure aus der Wirtschaftskammer 
nun versuchten, ihre regionalen Zuständigkeiten 
in Konkurrenz zur Gauwirtschaftskammer zu si­
chern, konnte die in Bremen angesiedelte vorge­
setzte Stelle in die Osnabrücker Verhältnisse hin­
einregieren.116

Ende des Weltkriegs  
und Befreiung 1945
Als am 31. Januar 1944 die Hauptausschusssitzung 
der Handwerksabteilung der Wirtschaftskammer 
Osnabrück im Hotel Tepe in Bad Rothenfelde be­
gann, konnten die schon rhetorisch gewordenen 
Bekenntnisse zu Auftrag und „Führer“ die Realitä­
ten des Kriegs kaum noch überdecken. Als Haupt­
aufgabe erachteten die Funktionäre des Handwerks 
dabei sowohl das Gedenken an die „Gefallenen“ als 
auch die Beseitigung von „Fliegerschäden“ in dem 
von alliierten Bomberverbänden bereits mehrfach 
angegriffenen Osnabrück.117 Auch an der Arbeit 
der Wirtschaftskammer lässt sich bereits zu diesem 
Zeitpunkt das herannahende Ende des „Dritten 
Reiches“ ablesen. Die letzten Ausgaben des „Mit­
teilungsblattes“ schildern Improvisation aufgrund 
der immer stärkeren Störung der Kriegsproduktion 
durch den Bombenkrieg der Alliierten und die zu­
nehmende Verknappung von Rohstoffen. Die Kam­
mer selbst versuchte, bürokratische Abläufe zu 
vereinfachen, um überhaupt arbeitsfähig zu blei­
ben, rudimentäre Formen beruflicher Aus- und 
Weiterbildung im „totalen Krieg“ aufrecht zu er­
halten, und Ähnliches mehr, bevor auch hier die 
Überlieferung abreißt.118 

Erkenntnisse
Der diesem Beitrag gesetzte Rahmen hat es nicht 
erlaubt, die Geschichte der IHK im „Dritten Reich“ 

tion der IHK in die Struktur der  Gauwirtschafts­
kammern nicht verhindern, wohl aber gestalten. 
Am 21. Dezember 1942 fertigte das Reichswirt­
schaftsministerium auf einem Vordruck auch für 
die IHK  die Auflösungsverfügung aus und stellte 
diese Gustav Hagen mit der Bitte zu, den Mitarbei­
tern in Haupt- und Ehrenamt für ihre Dienste zu 
danken. In der gleichen Verfügung wurden Präsi­
dent, Vizepräsidenten sowie alle übrigen Ehren­
amtlichen aus ihren Ämtern abberufen.106 Mit Ab­
lauf des 31. Dezember hörte die IHK zu Osnabrück 
auf zu bestehen. An ihre Stelle trat die Wirtschafts­
kammer Osnabrück, die den Regierungsbezirk Os­
nabrück ohne Papenburg abdeckte.107 Diese verein­
te nun die IHK mit der Handwerkskammer108 unter 
einem Präsidenten, der sich auf ein vom Reichs­
wirtschaftsminister zu ernennendes Präsidium 
stützte. In diesem mussten Handel, Handwerk, In­
dustrie und Gewerbe vertreten sein. Daneben trat 
als weiteres, weitgehend machtloses Gremium, ein 
bis zu 40köpfiger Beirat.109

Tatsächlich rückte jedoch mit  Gustav Hagen als 
Präsident der Wirtschaftskammer Osnabrück und 
Leo Manns als dessen Geschäftsführer die Füh­
rungsmannschaft der IHK an die Spitze von Hand­
werk, Handel und Gewerbe.110 Die Vizepräsident­
schaften wurden allerdings neu besetzt. Ernannt 
wurden nun Hermann Verbeck als Vertreter des 
Handwerks,111 der zugleich stellvertretender Gau­
handwerksmeister war, sowie Dr. Ulrich Raydt, Di­
rektor der Osnabrücker Kupfer- und Drahtfabrik 
AG,  als Vertreter der Industrie, mit dem gleichzei­
tig Lothar Knake in die Geschäftsführung über­
nommen wurde. Neu hinzu kam auch Eduard Pe­
tersilie, Inhaber des Hotels Germania in Osnabrück 
und Träger des „Goldenen Parteiabzeichens“ der 
NSDAP.112 Allein Carl Winterhoff blieb neben Ha­
gen in seinem Amt, obgleich er sich 1943 bereits 
nicht mehr in Osnabrück, sondern im Kriegseinsatz 
befand. Er galt als „Mittelsmann zu der Kleinin­
dustrie und zur SS“.113

Der Betrieb der IHK lief jenseits dieser formalen 
Reorganisation weitgehend unverändert weiter. 
Die Wirtschaftskammer Osnabrück bestand aus ei­
ner Abteilung für Industrie, einer für den Handel 
sowie einer dritten für das Handwerk und führte 
ihre Dezernate nach den bereits zuvor festgelegten 
Zuständigkeiten fort.114 Im alten Kammergebäude 
blieben zahlreiche Stellen der Handelsabteilung 
bestehen, so das Dezernat für Steuern, Preisbil­
dung und Wirtschaftsrecht unter Dr. Hans Eckert, 
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tisch, teils überzeugt anpassten, und mit solchen 
die versuchten, eine gewisse Distanz zur NS-Ideo­
logie zu wahren – und doch dem Regime dienten. 
Hinweise auf Versuche, Handlungsspielräume zum 
Verhindern ideologisch motivierter Untaten zu 
nutzen, oder gar auf widerständiges oder auch nur 
resilientes Verhalten geben die Quellen indes an 
keiner Stelle. Entsprechende Aussagen und Recht­
fertigungsversuche aus den Entnazifizierungsak­
ten bedürfen einer differenzierten quellenkriti­
schen Erörterung. Besonders wichtig ist die 
Erkenntnis, dass jeder Akteur der Kammerführung 
die ihm zugedachte Rolle in einer unternehmeri­
schen Selbstverwaltung, die schließlich nur noch 
ein Instrument „staatlicher Wirtschaftslenkung“ 
war, übernahm und erfüllte. Dies lehrt uns man­
ches über das Funktionieren der deutschen Gesell­
schaft im „Dritten Reich“. 

Viertens blieben die Strukturen der IHK auch nach 
der Integration in die Gauwirtschaftskammer weit­
gehend erhalten. Wenig deutet darauf hin, dass 
sich ihr Charakter in den letzten beiden Kriegsjah­
ren grundlegend veränderte. Zentrale Führungs­
personen wie Hagen und Manns behielten mit mo­
difizierten Titeln ihre Positionen. Eine aus dem 
nominellen Verschwinden von Bezeichnungen ab­
geleitete Entlastung kann keinen Bestand haben.119 

Fünftens widersprechen die vorliegenden Ergeb­
nisse der bisherigen Historiographie zur IHK fun­
damental, die ihre Geschichte im „Dritten Reich“ in 
der Nachkriegszeit zunächst geradezu exkulpato­
risch skizzierte: 

„In den folgenden Zeiten bedurfte es oft 
großer Geschicklichkeit und einer diploma­
tischen Haltung des Präsidenten und der 
Geschäftsführung, um die Kammertätigkeit 
aus dem politischen Getriebe möglichst he­
rauszuhalten und eine betont sachliche Ar­
beit zu leisten. Dies ist weitgehend gelun­
gen, obwohl sich die neuen politischen 
Grundsätze überall durchsetzen und auch 
die Kammer davon nicht unberührt blieb. 
Vor allem bei den bekannten Gleichschal­
tungsmethoden, [sic] Arisierungen war es 
ein besonderes Anliegen der verantwor­
tungsbewussten Kräfte in der Kammer, die 
ihnen noch belassenen Einflussmöglichkei­
ten dafür einzusetzen, dass die Wirtschaft 
des Bezirks vor ernstlichen Erschütterungen 
möglichst bewahrt werde. Während des ge­

erschöpfend zu behandeln oder diese systematisch 
mit einer allgemeinen Wirtschaftsgeschichte des 
Kammerbezirks zu verbinden. Stattdessen hat eine 
Fokussierung auf die Kammer als Institution und 
auf Akteure Grundlinien ihrer Entwicklung aufge­
zeigt. Die Befunde verdeutlichen, dass dieser An­
fang nach weiterer Grundlagenforschung ruft. 

Wir haben die IHK auf ihrem Weg ins „Dritte 
Reich“ beobachtet, gesehen, wie teils willfährige 
und anpassungsbereite Personen, teils überzeugte 
Nationalsozialisten ihre Geschicke übernommen 
haben, wie sich die zentrale Organisation unter­
nehmerischer Selbstverwaltung in einer Mischung 
aus Indienstnahme durch übergeordnete Stellen 
und eigenständiger An- und Einpassung in den 
Wirtschaftslenkungsapparat des NS-Regimes zu 
einem gut geölten Rädchen des NS-Wirtschafts- 
bzw. Herrschaftssystems wandelte.

Fünf Erkenntnisse aus den dargelegten Zusammen­
hängen lassen sich abschließend herausarbeiten: 
Erstens haben sich Geschwindigkeit und Konse­
quenz offenbart, mit der die Kammer 1933 / 34 zu­
nächst eine inhaltliche und personelle Annäherung 
an die neuen Machthaber vollzog. Ideologische 
Schärfe und ein radikales Überbordwerfen wirt­
schaftsliberaler Grundsätze, die Preisgabe der ei­
gentlichen Selbstverwaltung und die bereitwillige 
Adoption des „Führerprinzips“ können als Meilen­
steine dieses Abstiegs gelten, den die führenden 
Akteure jedoch als einen mit Machtgewinn ver­
bundenen Aufstieg erlebten. 

Zweitens fehlte jede Spur von Bedenken gegen die 
Ausschaltung von Markt und Wettbewerb ebenso, 
wie eines auch nur kurzen Innehaltens oder gar 
von Widerstand oder Solidarität, bevor sich die 
IHK gegen ihre Mitglieder jüdischen Glaubens 
wandte. Konsequentes und teils vorauseilend radi­
kales Handeln bei der „Entjudung“ der Wirtschaft 
des Kammerbezirks durch Informationsbeschaf­
fung, Auskünfte und Begutachtungen kennzeich­
nen die Geschichte der Kammer in diesem Feld. Die 
Kammer wurde so zu einem Akteur der antijüdi­
schen Politik des „Dritten Reiches“. 

Drittens bildeten stets Menschen die IHK. Der Blick 
auf den im engeren Sinne mit den Amtsgeschäften 
befassten Personenkreis, die Präsidenten und ihre 
Geschäftsführer, hat ein durchaus heterogenes Bild 
offenbart. Überzeugte Nationalsozialisten arbeite­
ten mit Kollegen zusammen, die sich teils pragma­
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